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Auch die japanischen Produzenten 

von Textilien schlossen sich den Pro­

testen der Handtuchhersteller an. Im­

porte von Kleidung und Strickwaren 

waren bereits 1999 um 20% angestie­

gen und erlebten während der ersten 

neun Monate des Jahres 2000 eine wei­

tere Steigerung um 24%. Auch hier 

richten sich die Beschwerden in ers­

ter Linie gegen den Import aus Chi­

na, das seinen Anteil an importierter 

Kleidung in Japan von 73% im Jahr 

1997 auf 83,4% im letzten Jahr stei­

gern konnte. (Wall Street Journal on­

line, 4.1.01) -kg-

28 Afrikanisches Öl für China

Die chinesische Wirtschaft verlangt 

zunehmend nach Energie. Bereits heu­

te ist die Volksrepublik China gezwun­

gen, 25% ihres Bedarfs zu importie­

ren. Auf der Suche nach sicheren Quel­

len des Schwarzen Goldes wendet sich 

China seit geraumer Zeit dem afrika­

nischen Kontinent zu.

Über die gemeinsame Ausbeutung der 

Erdölvorkommen möchte China zu­

mindest einen Teil seines zukünftigen 

Bedarfs an diesem Primärenergieträ­

ger sichern. Ein Abkommen über eine 

Kooperation auf diesem Gebiet wur­

de daher jüngst zwischen der VR Chi­

na und Angola während eines Besuchs 

des chinesischen Außenministers Tang 

Jiaxuan in dem afrikanischen Staat ge­

schlossen.

Befindet sich die Zusammenarbeit 

mit Angola noch im Anfangsstadium, 

konnte sich der Direktor der Abteilung 

West- und Nordafrika im chinesischen 

Außenministerium, Liu Guozeng, im 

Rahmen eines Besuchs im Sudan be­

reits von ersten Erfolgen der sudane­

sisch-chinesischen Kooperation über­

zeugen. Er besichtigte ein Projekt zur 

Erdölgewinnung, das dort von der chi­

nesischen Chinese National Petroleum 

Corporation begonnen wurde.

Auch im Iran ist die chinesische Ölin­

dustrie aktiv. Hier wurde zwischen der 

National Iranian Oil Company und 

dem chinesischen Ölgiganten Sinopec 

in der ersten Januar hälfte eine Ver­

einbarung über die gemeinsame Aus­

beutung einer sich über 4.670 km2 er­

streckenden Erdöllagerstätte 205 km 

südlich von Teheran geschlossen. In 

zwei weiteren Verträgen mit einem Fi­

nanzvolumen von 150 Mio. US$ wur­

de die Modernisierung von zwei Raffi­

nerien vereinbart. Sinopec importierte 

allein im Jahr 2000 7,35 Mio. t irani­

schen Erdöls nach China. (XNA, 12.1., 

16.1., 18.1.01) -kg-
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29 Wachstumsrate von 8% für 

das Jahr 2000 bestätigt

Das nationale Statistikamt hat die in 

diesem Jahr realisierte Wachstumsra­

te des Bruttoinlandsproduktes (BIP) 

von 8% gegenüber 1999 Ende Dezem­

ber 2000 bereits vorläufig bestätigt. 

Gegenüber dem Jahr zuvor ist damit 

das gesamtwirtschaftliche Wachstum 

um 0,9% höher ausgefallen. Die Wert­

schöpfung im Industriesektor lag mit 

einem Anstieg um 11,5% ebenfalls mit 

2,5 Prozentpunkten höher als im Jahr 

zuvor. In der gesamten Periode des 9. 

Fünfjahresplanes (1996-2000) beträgt 

nunmehr die durchschnittliche Wachs­

tumsrate 8,3%. (XNA, 31.12.00) Mit 

dem erneuten Anziehen des Wachs­

tums wäre auch eine Kehrtwende der 

sieben Jahre andauernden Phase des 

kontinuierlichen Rückgangs des Ent­

wicklungstempos verbunden.

Das Wachstum des Vorjahres war vor 

allem durch die Exportdynamik getra­

gen worden. Die Ausfuhren im Jahre 

2000 stiegen um rd. 30% gegenüber 

dem Jahr 1999. Die Inlandsnachfrage 

blieb dagegen schwächer als erwartet, 

insbesondere auf Grund der geringen 

Zunahme der Einkommen der ländli­

chen Bevölkerung. Während sich die 

ländlichen Einkommen in den ersten 

elf Monaten des Jahres 2000 lediglich 

um 2% erhöhten, wiesen die städti­

schen Einkommen ein Wachstum von 

7% auf. (AWSJ, 2.1.01) Für das ge­

samte Jahr wird mit einer Zunahme 

der Einzelhandelsumsätze um rd. 10% 

gerechnet. (NfA, 16.1.01)

Die Verbraucherpreise sind nach vor­

läufigen Statistiken im Jahre 2000 

um 1,5% gegenüber dem Vorjahr 

gestiegen und weisen ebenfalls auf 

eine Kehrtwende in der Konjunk­

turentwicklung hin. (AWSJ, 17.1.01) 

Mit Wirkung September 2000 wur­

de der Einzelhandelspreisindex abge­

schafft. Hiermit soll eine starke An­

passung an internationale Standards 

erfolgen, da der Konsumpreisindex 

besser als Meßlatte für die priva­

ten Ausgaben herangezogen werden 

kann. Dieser enthält die Entwicklung 

der Preise von Grundnahrungsmit­

teln, Kleidung, Haushaltsgeräten, Ge­

sundheitsversorgung, Transport und 

Telekommunikation, Freizeit und Bil­

dung, Mieten sowie Dienstleistungen. 

Erfasst werden die täglichen Ausga­

ben von 36.000 städtischen und 67.000 

ländlichen Haushalten in 226 ausge­

wählten Städten und Kreisen. (NfA, 

16.1.01)

Um die Wirtschaft auch im Jahre 2001 

auf einem hohen Wachstumspfad zu 

halten, erwägt die Regierung derzeit 

ein neues Finanzpaket zur Stimulie­

rung mit einem Volumen von rd. 150 

Mrd. Yuan. Nach Angaben des Fi­

nanzministeriums sollen rd. 100 Mrd. 

Yuan in Form von Infrastrukturanlei­

hen begeben und rd. 50 Mrd. Yuan für 

ein Programm zur Entwicklung von 

Westchina eingesetzt werden. Die end­

gültige Entscheidung über ein solches 

Konjunkturprogramm wird allerdings 

erst auf dem anstehenden Nationalen 

Volkskongress in einigen Wochen er­

wartet. (FT, 22.12.00) -schü-

30 Ziel der Unternehmensre­

form ,prn Wesentlichen“ 

erreicht

Auf einem nationalen Wirtschafts­

forum Anfang Dezember 2000 er­

klärte der Minister der Staatlichen 

Wirtschafts- und Handelskommission 

Sheng Huaren mit Blick auf die Er­

folge der letzten drei Jahre, dass 

das Ziel der Unternehmensreform „im 

Wesentlichen“ erreicht worden sei. 

Die Industrieproduktion und der Ab­

satz sowie die Gewinnsituation hät­

ten sich stetig in diesem Jahr verbes­

sert. Staatliche Unternehmen und Be­

triebe mit einem staatlichen Kontroll­

anteil konnten angeblich ihre Gewin­

ne in den ersten zehn Monaten dieses 

Jahres im Vergleich zur Vorjahrespe­

riode um 160% erhöhen; die Gewin­

ne beliefen sich insgesamt auf 183,9 

Mrd. Yuan. Zwölf der 14 überwachten 

Schlüsselsektoren haben ihre Verluste 

in Gewinne umwandeln können. (Xin­

hua News Agency, Domestic Service, 

11.12.00, in: SWVB FE/W0671, CNS, 

20.12.00)
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Zu den zwei Branchen bzw. Sektoren, 

die noch rote Zahlen schreiben, zählt 

der Kohlebergbau und die Militärin­

dustrie. (XNA, 10.1.01) Die Erdölin­

dustrie ist dagegen das Zugpferd bei 

dem Wandel von einer Verlust- in eine 

Gewinnsituation gewesen. So entfallen 

auf die Mineralölkonzerne rd. 30% der 

Gewinne der 500 größten Staatsunter­

nehmen. (HB, 10.1.01)

Von insgesamt 6.599 großen und mit­

telgroßen Unternehmen, die noch En­

de 1997 Verluste aufgewiesen hatten, 

machen 4.098 Unternehmen inzwi­

schen keine Verluste mehr. Die Regie­

rung geht davon aus, dass die staats­

eigenen Unternehmen sowie die Un­

ternehmen mit einem staatlichen Kon­

trollanteil bis Ende des Jahres 2000 rd. 

230 Mrd. Yuan Gewinne verzeichnen 

werden. Im Vergleich zum Jahre 1999 

wäre dies eine Zunahme um 130% und 

gegenüber 1997 von 180%.

Nach Angaben von Sheng sollen rd. 

80% der großen und mittelgroßen 

Unternehmen mit einer Schlüsselbe­

deutung in den einzelnen Branchen 

mit dem Aufbau eines modernen 

Managementsystems begonnen haben. 

Weiterhin seien erfolgreiche Schrit­

te zur Trennung der Aufgaben von 

Unternehmensmanagement und staat­

licher Administration, zur Verände­

rung des Operationsmechanismus, zur 

Stärkung des Unternehmensmanage­

ments sowie zur Kanalisierung von 

überschüssigen Arbeitskräften unter­

nommen worden. Dies mache deutlich, 

dass das Ziel der Unternehmensreform 

im Wesentlichen erreicht worden sei. 

(Xinhua News Agency, Domestic Serv­

ice, 11.12.00, in: SWVB FE/W0671, 

CNS, 20.12.00)

Als Ursachen der Erfolge bei der Re­

form der Staatsunternehmen nann­

te Sheng verschiedene Maßnahmen 

der Regierung, u.a. die Neustruktu­

rierung der Unternehmen, ihre tech­

nologische Modernisierung und Über­

nahme der Schulden der Staatsbetrie­

be durch Asset-Management-Unter- 

nehmen der Banken, die die Schulden 

in Aktien umwandeln können (Debt- 

Equity-Swap). Auch die Entspannung 

der gesamtwirtschaftlichen Situation, 

die Verfolgung einer aktiven Finanz­

politik und die stabile geldpolitische 

Situation haben Sheng zufolge zum 

Erfolg der Unternehmensreform beige­

tragen. (XNA, 28.12.00, 10.1.01)

Die technologische Modernisierung 

der staatlichen Schlüsselunternehmen 

wurde in den letzten zwei Jahren nach 

Angaben von Wang Dong von der Ab­

teilung für Investitionen und Planung 

bei der Wirtschafts- und Handelskom­

mission mit 19,5 Mrd. Yuan finan­

ziert. Die Vergabe der Fördermittel 

orientierte sich in erster Linie an der 

Verbesserung der Produktvielfalt und 

Qualität. Seit 1999 seien Wang zufol­

ge insgesamt Investitionsmittel in Hö­

he von rd. 240 Mrd. Yuan mit günsti­

gen Kreditbedingungen für 880 Pro­

jekte vergeben worden. (XNA, 9.1.01)

Das Ziel, die staatseigenen Unterneh­

men innerhalb von drei Jahren aus 

der Krise zu führen, war 1997 von 

Ministerpräsident Zhu Rongji verkün­

det worden. Mit dem anstehenden Bei­

tritt zur WTO wurde die Umstruktu­

rierung des Staatssektors in den letz­

ten zwei Jahren beschleunigt vorange­

trieben. In welchem Umfang tatsäch­

lich eine nachhaltige Verbesserung der 

wirtschaftlichen Effizienz des Staats­

sektors eingetreten ist, scheint zwar 

noch nicht absehbar zu sein. Aller­

dings sind in den letzten drei Jah­

ren durchaus viele Veränderungen im 

staatlichen Sektor eingetreten. Zu den 

einschneidenden Maßnahmen gehör­

te nicht nur der Abbau von Über­

kapazitäten und die Freisetzung von 

rd. 21 Mio. Arbeitskräften, sondern 

auch der Börsengang einer Reihe von 

großen Unternehmen an nationale und 

internationale Börsen. (HB, 10.1.01) 

Die indirekte Schuldenabschreibung 

mit Hilfe der Asset-Management-Un- 

ternehmen hat zwar dazu beigetra­

gen, die Effizienz der Staatsunter­

nehmen zu erhöhen und die Ban­

ken von uneinbringlichen Krediten zu 

entlasten, doch handelt es sich da­

bei zunächst nur um eine Verlagerung 

des Schuldenbergs. Ob die in Schul­

den umgewandelten Wertpapiere spä­

ter von in- oder ausländischen Investo­

ren gekauft werden, bleibt abzuwar­

ten. (NfA, 2.1.01)

In seiner Rede vor dem nationalen 

Wirtschaftsforum wies Sheng Hua- 

ren allerdings auch darauf hin, dass 

trotz der anfänglichen Erfolge bei der 

Unternehmensreform noch eine Rei­

he schwerwiegender Probleme für die 

Staatsunternehmen existierten. Dazu 

zählten vor allem die irrationale Wirt­

schaftsstruktur sowie die geringe Effi­

zienz und die niedrigen Gewinne der

Unternehmen. Im Zentrum der Bemü­

hungen im Jahre 2001 müssten folgen­

de vier Ziele stehen, die im Folgenden 

in verkürzter Form vorgestellt werden.

1) Stärkere Förderung der großen 

Unternehmen und Konsortien, 

die international wettbewerbsfä­

hig sind. 50 bis 100 große Unter­

nehmen sollen in Schlüsselsekto­

ren und im internationalen Han­

del in rd. drei bis fünf Jahren als 

Rückgrat der nationalen Wirt­

schaft entstehen. Als unterstüt­

zende Maßnahmen hierfür gel­

ten die Umwandlung in Anteils­

gesellschaften, die Börsennotie­

rung der Unternehmen, Stärkung 

ihrer Wettbewerbsfähigkeit, die 

Unternehmen sollen unabhängig 

von Subventionen sein und die 

Anzahl überschüssiger Beschäf­

tigter abgebaut werden.

2) Beschleunigung der technologi­

schen Transformation der Un­

ternehmen. Die Entwicklung von 

Hightech-Industrien soll mit der 

Transformation traditioneller In­

dustrien verbunden werden. Die 

Informationstechnologie soll bei 

der weiteren Industrialisierung 

eine Schlüsselrolle einnehmen.

3) Schwache Unternehmen sollen 

noch schneller aus dem Markt ge­

drängt werden. So müssen kleine 

Unternehmen mit einer schlech­

ten Produktqualität, starker 

Ressourcenverschwendung, ho­

her Umweltverschmutzung und 

unzureichenden Sicherheitsvor­

kehrungen auf der Basis gesetzli­

cher Bestimmungen geschlossen 

werden. Das Konkursverfahren 

soll für solche staatseigenen Un­

ternehmen angewandt werden, 

deren Produkte keinen Markt 

finden, deren Vermögenswerte 

geringer als die Schulden sind, 

die hohe Verluste machen und 

keine Aussicht haben, ihre Ver­

luste in Gewinne umzuwandeln. 

Auch Bergwerke mit erschöpften 

Ressourcen sollen geschlossen 

werden.

4) Innovationen im Unternehmens­

system und im Management 

sollen schneller umgesetzt wer­

den. Hierzu zählt die Umwand­

lung von großen und mittel­

großen staatseigenen Unterneh­

men in Kapitalanteilsunterneh­

men, die Trennung von admi-
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nistrativen Funktionen der Ver­

waltung und Unternehmensma­

nagement, die Einführung eines 

Finanzmanagements, von Qua­

litätskontrollen, Sicherheitsma­

nagement sowie die Förderung 

von Informationssystemen.

Sheng Huaren kündigte weiterhin an, 

dass im Jahr 2001 der Schwerpunkt 

der Regulierung und Kontrolle auf die 

Sektoren Kohlebergbau, Metallurgie, 

Petrochemie, Baustoffindustrie und 

die Zuckerindustrie gelegt wird. Dabei 

gehe es vor allem darum, ineffiziente 

kleine Bergwerke, Eisen- und Stahlfa­

briken, Raffinerien, Zement- und Glas­

fabriken zu schließen, die Duplizie­

rung von Projekten und die Abwan­

derung von rückständigen Fabriken 

nach Westchina zu verhindern. (Xin­

hua News Agency, Domestic Service, 

11.12.00, in: SWVB FE/W0671, CNS, 

20.12.00) -schü-

31 Anteil der Steuern am BIP 

gestiegen

Das Jahr 2000 hat nach Einschätzung 

von Jin Renqing von der State Admin­

istration of Taxation (SAT) eine be­

trächtliche Steigerung des Steuerauf­

kommens mit sich gebracht. Das ge­

samte Steuervolumen belief sich auf 

1.266 Mrd. Yuan und lag damit 

234,8 Mrd. Yuan höher als 1999. Das 

gestiegene Steueraufkommen erhöhte 

den Anteil der Steuern am Bruttoin­

landsprodukte (BIP) auf 14,2%. Dies 

war der höchste Anteil innerhalb des 

9. Fünfjahresplanes (1996-2000) und 

deutlich mehr als die 10,2% am En­

de der Periode des 8. Fünfjahresplanes 

(1991-1995).

Jin wies fern darauf hin, das der An­

teil der Zentralregierung am gesamten 

Steueraufkommen voraussichtlich auf 

59% steigen wird. Dies wäre eine Zu­

nahme um mehr als 2 Prozentpunkte 

gegenüber dem Anteil von 56,7% im 

Jahre 1995.

Zolleinnahmen für Importe trugen 

mit 149,3 Mrd. Yuan (+43,7%) zu 

den gesamten Steuereinnahmen bei. 

Auf Wertpapiertransaktionen wurden 

Steuern in Höhe von 47,8 Mrd. 

(+95,2%) erhoben. Beide Steuerarten 

waren mit 29% am gesamten Anstieg 

der Steuern im Jahre 2000 beteiligt. 

Im Rahmen der Exportförderung ha­

ben die Zollbehörden im letzten Jah­

- 23 -

re eine Exportsteuerrückerstattung in 

Höhe von 81,1 Mrd. Yuan veranlasst 

(+29,2%).

Innerhalb des 10. Fünfjahresplanes ist 

eine bessere Koordination des Wachs­

tums der Steuereinnahmen und der 

Gesamtwirtschaft geplant. Beabsich­

tigt ist eine weitere Erhöhung des 

Steueranteils am BIP sowie des An­

teils der Steuereinnahmen der Zentral­

regierung an den gesamten Steuerein­

nahmen. Weiterhin soll ein Übergang 

der Mehrwertsteuer von einer produk­

tionsbezogenen auf eine konsumbezo­

gene Basis durchgeführt werden. Auch 

eine Angleichung der Steuern für in­

ländische und ausländische Unterneh­

men sowie eine Anpassung der priva­

ten Einkommenssteuer sei vorgesehen. 

(XNA, 5.1.01)

Als Erfolg ihrer Politik meldet die 

Regierung auch den Rückgang der 

privaten Spareinlagen in den Banken 

in den ersten zehn Monaten d.J. So 

sind nach Angaben der CASS (Chi­

nese Akademy of Social Sciences) die 

neuen Spareinlagen bis Ende Oktober 

2000 auf 376,7 Mrd. Yuan gegenüber 

590,2 Mrd. Yuan Oktober 1999 zu­

rückgegangen. Als Auslöser wird die 

Besteuerung der Zinseinkommen auf 

Spareinlagen mit 20% seit Oktober 

1999 angesehen. Allerdings sei das 

Geld nicht in den Konsum gesteckt, 

sondern in den Aktienmarkt investiert 

worden, so die CASS. (FT, 18.12.00) 

-schü-

32 Mittelfristig eine Arbeitslo­

senquote von 5% erwartet

Einem Bericht des Ministeriums für 

Arbeit und Soziale Sicherheit zufol­

ge wird sich die Arbeitslosenquote am 

Ende des 10. Fünfjahresplanes im Jah­

re 2005 auf rd. 5% stabilisiert ha­

ben. Offensichtlich geht das Ministe­

rium davon aus, dass sich bis dahin 

zumindest die inoffizielle Arbeitslosig­

keit noch deutlich erhöhen wird. Die 

auf den städtischen Arbeitsmarkt be­

schränkte Arbeitslosenquote wurde in 

den letzten Jahre stets nur mit rd. 3% 

angegeben und bezog nicht die intern 

in den Unternehmen freigesetzten Ar­

beitskräfte mit ein.

Das Ministerium rechnet damit, dass 

sich bis zum Jahre 2005 die Zahl der 

Arbeitskräfte auf dem städtischen Ar­

beitsmarkt um 40 bis 45 Mio. Per-

Januar 2001 

sonen erhöhen wird. Weitere 40 Mio. 

ländliche Arbeitskräfte würden in die­

sem Zeitraum nach Schätzungen des 

Ministeriums den Agrarsektor auf der 

Suche nach anderen Arbeitsmöglich­

keiten in den Städten verlassen. Trotz­

dem wird ein durchschnittlicher An­

stieg der städtischen Löhne in den 

kommenden fünf Jahren in Höhe von 

5% erwartet.

Ende November 2000 waren nach An­

gaben des Ministeriums 6,56 Mio. Per­

sonen arbeitslos, die von staatseigenen 

Unternehmen freigesetzt worden wa­

ren. Der überwiegende Teil, nämlich 

5,83 Mio. Personen, erhielt eine mate­

rielle Grundsicherung durch die Wie­

derbeschäftigungszentren. Diese wer­

den von den Staatsunternehmen un­

terhalten, die eine Neustrukturie­

rung ihrer Beschäftigung durchführen. 

(AWSJ, 29.12.00)

Die Zahl der insgesamt in den letz­

ten drei Jahren in den Staatsun­

ternehmen freigesetzten Arbeitskräfte 

wird von Sheng Huaren, Minister der 

Staatlichen Wirtschafts- und Handels­

kommission, mit rd. 21 Mio. angege­

ben. Mehr als 15 Mio. der freigesetz­

ten Arbeitskräfte hätten über Wieder­

beschäftigungsprogramme und ande­

re Maßnahmen untergebracht werden 

können. (XNA, 10.1.01)

Allerdings soll ab 2001 für die 

Staatsunternehmen keine Notwendig­

keit mehr bestehen, die freigesetzten 

Arbeitskräfte im Rahmen von Wieder­

beschäftigungsprogrammen intern un­

terzubringen. Anstelle einer materi­

ellen Absicherung über die ehemali­

ge Arbeitsstelle soll nun die Arbeits­

losenversicherung für die neu freige­

setzten Arbeitskräfte gelten. (SCMP, 

28.12.00)

Selbst im wirtschaftlich relativ gut 

entwickelten Südchina ist das Pro­

blem der Arbeitslosigkeit sehr akut. 

So weist beispielsweise das Arbeitsamt 

der Provinzhauptstadt Guangzhou 

einen Anstieg der registrierten Ar­

beitslosen in den ersten drei Quartalen 

des Jahres 2000 um 99.610 auf insge­

samt 162.246 Personen aus. In dieser 

Periode fanden 75.947 Personen eine 

neue Beschäftigung, während 80.774 

weiterhin arbeitslos blieben. Bis zum 

Jahresende 2000 wurde mit einem ku­

mulierten Anstieg der Arbeitslosen auf 

200.000 gerechnet. Als Ursache für 

die Ausweitung der Arbeitslosigkeit in
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Guangzhou sieht das Arbeitsamt vor 

allem folgende Gründe:

1) Mehr Unternehmen gingen in 

Konkurs und wurden geschlos­

sen; die Staatsunternehmen re­

duzierten die Zahl der Beschäf­

tigten. Mehr als 80 der 100 Un­

ternehmen, die einen Antrag auf 

Schließung und Konkurs gestellt 

haben, wurden abgewickelt und 

haben dabei viele Arbeitskräfte 

entlassen.

2) Die Fähigkeit der Staatsunter­

nehmen in Guangzhou, freige­

setzte Arbeitskräfte weiter zu ab­

sorbieren, hat erheblich nachge­

lassen. Im September sank der 

Anteil der freigesetzten Arbeits­

kräfte, die von den Staatsunter­

nehmen absorbiert wurden, auf 

rd. 30%, während die nichtstaat­

lichen Unternehmen rd. 54% 

aufnehmen konnten. Allerdings 

würden nur gut qualifizierte Ar­

beitskräfte von diesen Unter­

nehmen eingestellt, während für 

die übrigen Arbeitskräfte kaum 

Chancen einer Neubeschäftigung 

bestehen würden.

3) Mit der zunehmenden Urbani­

sierung haben sich rd. 25.000 

Arbeitskräfte mit einer Wohn- 

und Arbeitsplatzregistrierung in 

den ländlichen Gebieten als städ­

tische Bewohner niedergelassen. 

Allerdings wird erwartet, das da­

von rd. 10.000 als registrierte Ar­

beitslose in der Statistik auftau­

chen werden.

Die Reaktion der Stadt Guangzhou 

auf die zunehmende Arbeitslosigkeit 

ist vor allem unter dem Aspekt der 

sozialen Stabilisierung zu sehen. So 

hat die Stadtregierung erneut rd. 1 

Mrd. Yuan aus ihrem Haushalt für 

die Staatsunternehmen bereit gestellt, 

damit diese ausstehende Löhne und 

Schulden zahlen können und ihre frei­

gesetzten Arbeitskräfte unterbringen 

können. (Guangzhou Ribao, 5.12.00, 

in: SWB FE/W0671, CNS, 20.12.00) 

-schü-

33 Höhere Einkommen für 

Bauern gefordert

Auf der Konferenz der Zentralregie­

rung zur Arbeit in den ländlichen 

Gebieten Anfang Januar 2001 stand 

die weitere Reform des Agrarsektors 

sowie die Verbesserung der Einkom­

menssituation der Bauern im Mittel­

punkt der Diskussion. Das nur lang­

same Wachstum der bäuerlichen Ein­

kommen wird als eines der zentra­

len Entwicklungsprobleme angesehen. 

Ursächlich hierfür sind die niedrigen 

Preise für landwirtschaftliche Produk­

te sowie die geringen Verkaufsumsät­

ze. In einigen auf die Getreideproduk­

tion spezialisierten Anbaugebieten sol­

len die Einkommen der Bauern sogar 

rückläufig sein. Die Folge dieser Ent­

wicklung sei ein weiteres Auseinander­

fallen der Einkommen in den Städten 

und auf dem Lande.

Auf der Konferenz wurde darauf hin­

gewiesen, dass die geringen Einkom­

men die Bauern demotivierten, weiter­

hin Ackerbau zu betreiben. Eine nur 

langsam steigende Kaufkraft würde 

außerdem die Nachfrage der Bauern 

nach Industrieprodukten beeinträchti­

gen und den Markt für Agrarprodukte 

schwächen.

Als wichtigste Maßnahme zur Ein­

kommenssteigerung wurde auf der 

Konferenz die Erhöhung der Ausgaben 

für den Agrarsektor und die Verbes­

serung des Entwicklungsumfeldes ge­

nannt. Durch die Umstrukturierung 

des Agrarsektors und der ländlichen 

Wirtschaft sollen eine höhere Effizi­

enz erreicht und neue Arbeitsplät­

ze geschaffen werden. Im Einzelnen 

wurden die Verbesserung der Quali­

tät von Getreide und von weiterver­

arbeiteten Agrarprodukten, die Ent­

wicklung der Industrie und des Dienst­

leistungssektors sowie die Umstruktu­

rierung der ländlichen Unternehmen 

als Maßnahmen genannt. Ebenso wie 

in den Jahren zuvor forderte die Kon­

ferenz die Beschleunigung der Urba­

nisierung durch den Aufbau kleiner 

Städte und dem damit verbundenen 

Transfer von überschüssigen ländli­

chen Arbeitskräften in den nichtland­

wirtschaftlichen Sektor.

Als zentrale Aufgaben der Arbeit in 

den ländlichen Gebieten wurden fol­

gende neun Punkte genannt:

• Förderung der landwirtschaft­

lichen Umstrukturierung und 

Verbesserung der Performance 

des gesamten Agrarsektors.

• Sicherung ausreichender Nah­

rungsmittelangebote und Ver­

besserung der Gewinnsituation 

in der Getreideproduktion.

• Transfer von überschüssigen 

ländlichen Arbeitskräften in an­

dere Sektoren und schrittweise 

Verbesserung der bäuerlichen 

Einkommen.

• Beschleunigung der Reform des 

ländlichen Steuersystems, um 

die Bauern zu entlasten.

• Erhöhung der Investitionen in 

die Landwirtschaft und Infra­

struktur auf dem Land.

• Vertiefung der technologischen 

und Bildungsreformen.

• Fortsetzung der Armutspro­

gramme, Verbesserung des Le­

bensstandards der Bauern.

• Weitere außenwirtschaftliche 

Öffnung des Agrarsektors, der 

sich am internationalen Wettbe­

werb beteiligen soll.

• Förderung des gesamten sozia­

len Fortschritts auf dem Land. 

(XNA, 6.1.01)

Nach Angaben des Agrarministeriums 

auf der o.g. Konferenz, sollen die länd­

lichen Betriebe in den kommenden 

fünf Jahren pd. 10 Mio. neue Ar­

beitsplätze schaffen. (AWSJ, 30.1.01)

Die Armutsbekämpfung in den länd­

lichen Gebieten hat nach Statisti­

ken der Führungsgruppe für die Ar­

mutsbekämpfung beim Staatsrat zwar 

Fortschritte gemacht, doch würden 

sich noch 26 Mio. Bauern Ende 2000 

unterhalb der Armutsgrenze befinden. 

Die Zahl der armen Bauern konn­

te im letzten Jahr um rd. acht Mil­

lionen reduziert werden, obwohl ei­

ne starke Dürre die Armutsbekämp­

fung erschwert habe. Das Volumen 

staatlicher Förderung zur Bekämp­

fung der Armut belief sich im Jahre 

2000 auf 24,8 Mrd. Yuan; 1996 hat­

ten die Fördermittel lediglich einen 

Umfang von 9,85 Mrd. Yuan erreicht. 

(XNA, 26.12.00) -schü-

34 Illegale Praktiken an Chinas 

Aktienbörsen

Ministerpräsident Zhu Rongji rief auf 

einem Seminar zum Finanzsektor da­

zu auf, die Überwachung und inter­

ne Kontrolle zu verstärken. Nach wie
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vor existierten Probleme und potenzi­

elle Risiken, die nicht verdrängt wer­

den dürften. Zhu wandte sich an die 

Regulierungsbehörden wie die Zen­

tralbank, die Wertpapieraufsichtsbe­

hörde (China Securities Regulatory 

Commission = CSRC) und die Auf­

sichtsbehörde für das Versicherungs­

wesen (China Insurance Regulatory 

Commission), sich genau an die po­

litischen Vorgaben und gesetzlichen 

Bestimmungen zu halten. Er warn­

te, dass diejenigen, die ihre Aufga­

ben und Verantwortungen vernachläs­

sigten, mit harten Sanktionen rechnen 

müssten. (XNA, 16.1.01)

Die Aufforderung zur stärkeren Regu­

lierung und Kontrolle im Finanzsektor 

kommt zu einem Zeitpunkt, zu dem 

eine Reihe illegaler Praktiken an den 

Aktienmärkten bekannt wurden. Insi­

derhandel und Manipulation der Ak­

tienkurse mit Hilfe von dubiosen Mel­

dungen über Reorganisationen wur­

den am Beispiel des Unternehmens 

China Venture Capital (Group) Co. 

offensichtlich, bei dem die Kurse durch 

informierte Broker und Funktionäre in 

die Höhe getrieben worden waren. Das 

in Shenzhen notierte Geflügelzuchtun­

ternehmen ist mit dem in Beijing be­

findlichen privaten Unternehmen Chi­

na Venture Capital Group verbunden. 

Nachdem die Börsenkurse des Unter­

nehmens in den vergangenen 24 Mona­

ten um fast das 200fache gestiegen wa­

ren, stürzten die Kurse aus unerklär­

ten Gründen ab. Die Börsenaufsicht 

hatte daraufhin den Handel mit dieser 

Aktie ausgesetzt. Gegen den General­

manager des Unternehmens in Beijing 

soll eine Untersuchung eingeleitet wor­

den sein. (AWSJ, 5.1.01; HB, 17.1.01)

Ein Bericht der Shanghai Securities 

News von Mitte Januar 2001 hin­

terfragt mit Blick auf Manipulati­

on von Aktienpreisen und Insider­

handel kritisch die Rolle der institu­

tionellen Investoren im Aktienmarkt. 

Die Zeitung wirft den institutionel­

len Investoren Mangel an Professio­

nalität und aktive Spekulation vor. 

Sie sollten sich eher als strategische 

Aktienbesitzer notierter Unternehmen 

verhalten und langfristige Gewinne 

anstreben. Auch die Shanghai Dai­

ly weist auf illegale Praktiken hin, 

die in einem Untersuchungsbericht des 

Shanghai Stock Exchange zusammen­

gefasst worden seien. Hierbei handel­

te es sich insbesondere um Insider­

handel bei einer Reihe von Unterneh­

mensumstrukturierungen und Bilanz­

fälschungen. Die Shanghaier Börse ha­

be feststellen müssen, dass es oft zu 

einem starken Kursanstieg vor vielen 

Unternehmensumstrukturierungen ge­

kommen war. Nachdem die Umorgani­

sationen durchgeführt worden sei, wä­

ren die Kurse dann wieder zusammen­

gebrochen. (SCMP, 13.1.01)

Nach Angaben von Zhou Xiaochuan, 

Vorsitzender der CSRC, haben chine­

sische Unternehmen auf dem in- und 

ausländischen Kapitalmarkt im Jahre 

2000 324,9 Mrd. Yuan aufnehmen kön­

nen. Die Zahl der Börsennotierungen 

stieg auf insgesamt 1.211 in- und aus­

ländische Unternehmen. Der Shang­

haier und Shenzhener Aktienmarkt 

habe ein Handelsvolumen von 6,08 

Billionen Yuan (+94%) im Jahre 2000 

verzeichnet. Die Marktkapitalisierung 

lag bei 4,8 Billionen Yuan, 57% des 

BIP. Die Zahl der Fondsmanagement­

unternehmen erhöhte sich auf inzwi­

schen zehn, vier weitere befinden sich 

in der Gründungsphase. Es gebe 33 

Wertpapier-Investmentsfonds mit ei­

nem gesamten Nettovermögen von 

84,6 Mrd. Yuan (+35%).

Zhou Xiaochuan wies auf die Erfol­

ge bei der Verstärkung der Überwa­

chung und Durchsetzung gesetzlicher 

Bestimmungen im Jahre 2000 hin, die 

er zum Teil auf die Gründung von 

Kontrollbüros in neun regionalen Nie­

derlassungen der CSRC zurückführt. 

Weiterhin seien seit in Kraft treten 

des Wertpapiergesetzes im Juli 1999 

bereits 236 Fälle illegaler Praktiken 

untersucht und in 100 Fällen Sank­

tionen gegen 88 Institutionen sowie 

142 Personen ausgesprochen worden; 

es wurden 486 Mio. Yuan an Strafge­

bühren und illegalen Einkommen be­

schlagnahmt.

Als wichtigen Schritt der Marktregu­

lierung bezeichnete Zhou die Abschaf­

fung des oft kritisierten Quotensys­

tems für die Neuemission von Ak­

tien. Stattdessen sollen Neuemissio­

nen nunmehr durch Sponsoren emp­

fohlen und durch ein Expertenkomi­

tee überprüft werden, bevor die CSRC 

ihre endgültige Entscheidung trifft. 

Trotz dieser Erfolge gibt auch Zhou 

zu, dass noch viele Probleme exis­

tieren. So sei die Qualität der bör­

sennotierten Unternehmen noch re­

lativ niedrig, die Finanzintermediäre 

und die Fondsmanagementunterneh­

men müssten noch verbessert wer­

den, es bestünden Probleme im Se­

kundärmarkt, und es müssten härte­

re Sanktionen bei illegalen Praktiken 

verhängt werden. (XNA, 16.1.01)

Zhou kündigte außerdem an, dass 

neue Notierungen weiter in Hongkong, 

aber auch an den Auslandsbörsen in 

New York, London, Tokyo, Singapur 

und in Australien geplant seien. Um 

die Qualität der börsennotierten Un­

ternehmen zu verbessern, werde die 

CSRC höhere Standards bei der Infor­

mationspflicht einführen, internatio­

nale Bilanzierungsstandards fördern, 

die Unternehmensstruktur der notier­

ten Unternehmen verbessern und Be­

stimmungen über Unternehmensüber­

nahmen vorlegen. (XNA, 16.1.01)

Nach Einschätzung ausländischer 

Analysten zählt auch die Fragmen­

tierung des Aktienmarktes zu den 

größten Problemen. Auf den zwei Ak­

tienmärkten in Shenzhen und Shang­

hai notierten A-Aktien-Unternehmen 

für Inländer und B-Aktien für aus­

ländische Investoren. Obwohl der A- 

Aktienmarkt nach den Vorstellungen 

der CSRC fusionieren soll, gibt es 

hierfür noch keinen festen Zeitplan. 

Ausländer könnten weiterhin chine­

sische H-Aktien an der Hongkonger 

Börse kaufen, an der eine Reihe fest­

landchinesischer Unternehmen notiert 

sind. (IHT, 2.1.01) Problematisch sei 

auch, dass die-Nichtkonvertibilität des 

Yuan die ausländischen Investoren 

von der Außenwelt isoliere. Weiterhin 

würden die Börsenkurse auf Grund 

des verbreiteten Insiderhandels wenig 

den Grunddaten der Unternehmen 

entsprechen. Darüber hinaus sei die 

Rolle der chinesischen Regierung als 

Eigentümer der meisten Unternehmen 

ein Problem, da auch die Manager 

der Unternehmen sich eher als Be­

amte denn als Unternehmensmanager 

verhalten würden. (FT, 26.1.01)

Obwohl die CSRC eine Zusammenle­

gung der börsennotierten Unterneh­

men in Shenzhen und in Shanghai 

plant, soll Shenzhen den Handel mit 

seinen 513 Aktien weiter fortsetzen. 

Als Kompensation der Verlegung der 

Unternehmen nach Shanghai wurde 

Shenzhen die Gründung einer High­

tech-Börse angeboten. Shenzehn soll 

jedoch kritisiert haben, dass eine Ver­

lagerung der Aktien nach Shanghai 

nicht sinnvoll wäre, da hierdurch der 

Liquiditätsabfluss zu groß sei. Eine 
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neue Hightech-Börse würde nur auf 

der Basis der bestehenden Notierun­

gen aufgebaut werden können. (FT, 

22.12.00) -schü-

SVR Hongkong

35 Chief Secretary Anson Chan 

kündigt überraschend ihren 

vorzeitigen Rücktritt an

Frau Anson Chan, Chief Secretary of 

Administration der SVR Hongkong, 

hat Mitte Januar ihren vorzeitigen 

Rücktritt für Ende April und damit 14 

Monate vor dem regulären Ende ihrer 

Amtszeit angekündigt. Ihre Entschei­

dung wurde von der Hongkonger und 

der internationalen Öffentlichkeit mit 

Überraschung und überwiegend mit 

Bedauern aufgenommen.

Die 1940 geborene Anson Chan ist 

seit über 38 Jahren im Hongkonger 

Civil Service tätig, wo sie im Lauf 

ihrer Verwaltungskarriere Funktionen 

in vielen verschiedenen Ressorts über­

nahm. 1993 wurde sie vom damaligen 

Gouverneur Chris Patten zur Chief 

Secretary of Administration ernannt, 

ein Amt, das die Leitung des rund 

180.000 Personen starken Civil Serv­

ice sowie die Vertretung des Gouver­

neurs umfasste. Frau Chan war die 

erste Chinesin und die erste Frau in 

diesem Amt.

Als Gewähr für eine Kontinuität der 

Verwaltung über die Rückgabe Hong­

kongs an die VR China hinweg wur­

de Anson Chan 1997 von dem neu­

en Chief Executive Tung Chee-hwa in 

ihrem Amt bestätigt, dessen Stellver­

treterin sie damit zugleich wurde. In 

einem Interview mit der Zeitschrift 

Newsweek hatte sie damals angedeu­

tet, dass sie sich für einen Rücktritt 

entscheiden würde, sollte sie gezwun­

gen werden, gegen ihr Gewissen zu 

handeln. Als sie im März 1999 vor 

Erreichen des Pensionsalters aufgefor­

dert wurde, noch bis zum Ablauf der 

Amtszeit des Chief Executive Ende 

Juni 2002 im Amt zu bleiben, willigte 

sie ohne Vorbehalte ein.

Umso unerwarteter erscheint vielen 

Kommentatoren die Ankündigung ih­

res Rücktritts zum gegenwärtigen

Zeitpunkt, den sie damit begründe­

te, sich intensiver ihrer Familie wid­

men zu wollen. In ihrer offiziellen 

Rücktrittserklärung betonte sie, dass 

sie angesichts der deutlichen Erho­

lung der Hongkonger Wirtschaft und 

des öffentlichen Vertrauens entbehr­

lich geworden sei, zumal die Reform 

des Civil Service nun erfolgreich auf 

den Weg gebracht sei. Sie habe sich 

bewusst für Ende April als geeigne­

tes Datum für einen Amtswechsel ent­

schieden, da dann die Arbeitsbelas­

tung am geringsten sei und ihrem 

Nachfolger ausreichend Zeit zur Verfü­

gung stehe, um vor dem Juni 2002 in 

seinem Amt Fuß zu fassen. In anschlie­

ßenden Presseinterviews fügte sie hin­

zu, dass sie mit Tung Chee-hwa in ei­

nem sehr guten kooperativen Arbeits­

verhältnis stehe, und wies Gerüchte 

zurück, wonach ein seit der Überga­

be Hongkongs zunehmend konfliktrei­

ches Verhältnis zum Chief Executive 

für ihren Rücktritt verantwortlich sei. 

Auch verneinte sie jegliche Absicht, 

für die Nachfolge Tung Chee-hwas im 

Juni 2002 zu kandidieren.

Die Reaktionen auf Anson Chans 

Rücktrittserklärung in Hongkong und 

im Ausland fielen unterschiedlich 

aus. Die internationale Presse gab 

vor allem dem Bedauern bzw. dem 

Schrecken der westlichen Öffentlich­

keit Ausdruck, die in Anson Chan 

seit 1997 das „gute Gewissen Hong­

kongs“ und eine entschlossene Ver­

teidigerin der Autonomie und demo­

kratischen Freiheiten der SVR sieht. 

Auf Grund ihrer persönlichen und 

politischen Integrität, ihrer Klugheit 

und Wortgewandtheit, genießt Frau 

Chan international einen ausgezeich­

neten Ruf. Auch demokratische Kräf­

te sowie große Teile der Bevölkerung 

in Hongkong, bei der sich Anson Chan 

großer Beliebtheit erfreut, teilen die­

se Einschätzung und befürchten, dass 

Hongkong eine wichtige Fürsprecherin 

seiner Autonomie verlieren wird. Eini­

ge Beijing-freundliche Kräfte begrüß­

ten demgegenüber den weisen Ent­

schluss der Chief Secretary, angesichts 

der notorischen Spannungen mit dem 

Chief Executive in Grundfragen des 

Verhältnisses zur VR China und der 

politischen Kultur das Feld zu räu­

men.

Einig waren sich die meisten Kommen­

tatoren nur darin, dass Frau Chans 

Begründung ihres Rücktritts mit pri­

vaten Motiven nicht überzeugend sei. 

Stattdessen wurden in der Hongkon­

ger Presse zahlreiche Spekulationen 

über die wahren Gründe des vorzeiti­

gen Verzichts auf ihr Amt erwogen.

So wurde argumentiert, dass der ge­

genwärtige Zeitpunkt für eine Überga­

be ihres Amtes für Frau Chan nicht 

befriedigend sein könne, da erstens 

die sozioökonomische Situation Hong­

kongs weit davon entfernt sei, Anlass 

zur Beruhigung zu geben, und da zwei­

tens die geplanten Reformen des Civ­

il Service einen Angriff auf die Inte­

grität der Verwaltung darstellten, den 

Frau Chan nicht gelassen hinnehmen 

dürfte. Für ihren Rücktritt wird da­

her eine zunehmende Frustration über 

ihre Konflikte mit dem Chief Execu­

tive und der Beijinger Führung in Fra­

gen etwa des Aufenthaltsrechts von 

Festländern in Hongkong, der Pres­

sefreiheit, des Verhältnisses zu Tai­

wan etc. als ausschlaggebend vermutet 

(vgl. C.a., 2000/7, S.785-800, 2000/8, 

S.907-916, 2000/9, S.1048-1058). Ge­

rüchte, die aus dem privaten Freun­

deskreis der Familie Chan durchge­

sickert sein sollen, scheinen dies zu 

bestätigen. Die öffentlich bekannt ge­

machte Äußerung des chinesischen Vi­

zepremierministers Qian Qichen an­

lässlich des letzten Besuch Anson 

Chans in Beijing im vergangenen Sep­

tember, der sie ermahnte, Tung Chee- 

hwa stärker zu unterstützen, wird hier 

allgemein als signifikantes Ereignis im 

Hintergrund der Rücktrittserklärung 

gesehen.

Aus einer Äußerung Anson Chans ge­

genüber Journalisten, sie habe den 

Entschluss zu ihrem vorzeitigen Rück­

tritt bereits im vergangenen Juli ge­

fasst, leiten einige Beobachter einen 

konkreteren Anlass ab. Damals war 

ein Skandal um die Beeinträchtigung 

akademischer Freiheit bekannt gewor­

den, der sich an der versuchten Ein­

flussnahme auf die Durchführung un­

abhängiger politische Meinungsumfra­

gen seitens eines persönlichen As­

sistenten Tung Chee-hwas entzündet 

hatte (vgl. C.a., 2000/8, Ü 30). Der 

zähe Aufklärungsprozess gereichte der 

gesamten Verwaltung zum Schaden. 

Daher wird vermutet, dass es Frau 

Chan in ihrem Amt als Leiterin des 

Civil Service sehr schwer gefallen sein 

muss, die Verantwortung für die Vor­

kommnisse zu übernehmen.




